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Nachrichten

Kinderspital-Neubau 
günstiger als Kredit

Basel/Liestal. �Der vor drei Jahren 
bezogene Neubau des Universitäts-
Kinderspitals (UKBB) konnte mit  
6,7 Millionen Franken um vier Prozent 
unter dem Kredit abgeschlossen wer-
den. Dies konnten die Regierungen von 
Basel-Stadt und Baselland gestern zur 
Kenntnis nehmen. Insgesamt wurden 
in die Erstellung des neuen Kinder
spitals an der Ecke Spital-/Schanzen-
strasse 165,1 Millionen Franken inves-
tiert, heisst es in einer Mitteilung. Die 
Parlamente beider Kantone hatten 
2005 je 74,65 Millionen Franken bewil-
ligt. Teuerungsbereinigt standen damit 
171,8 Millionen Franken zur Verfügung. 
Das erfreuliche Resultat kam dank dem 
Planerteam aus den Architekten Stump 
und Schibli und der Proplaning AG 
sowie vielen Bauunternehmen 
zustande. Die Regierungen haben den 
Neubau rück wirkend auf den 1. Januar 
2013 dem UKBB übertragen. Zudem 
wurde Roland Laager neu in den Kin-
derspitalrat gewählt. Die Stiftung Pro 
UKBB schenkt den Kindern erstmals 
einen grossen Weihnachtsbaum, der 
am Freitag beleuchtet wird.

Arbeitszeitbeschwerde 
abgewiesen
Basel. �Das Verfassungsgericht des 
Kantons Basel-Stadt hat entschieden, 
die Beschwerde gegen das Arbeitszeit-
reglement der Berufsfeuerwehr abzu-
weisen. Dies teilt das Justiz- und 
Sicherheitsdepartement mit. Regie-
rungsrat Baschi Dürr und der Bereichs-
leiter Rettung, Dominik Walliser, haben 
der Mannschaft gestern mitgeteilt, 
dass das Urteil nicht der Abschluss  
sei, sondern Grundlage der sozialpart-
nerschaftlichen Gespräche werden 
soll. Sobald das Urteil rechtskräftig ist, 
würden die von den Mitarbeitenden 
vorgebrachten Punkte angegangen. 

Hochhauszone auf dem 
Novartis Campus
Basel. �Hochhäuser von 70, 100 und 
120 Metern ermöglicht ein Bebauungs-
plan für die Hochhauszone Novartis 
Campus, Teil 2. Der Regierungsrat hat 
diesen Plan gestern zuhanden des 
Grossen Rats verabschiedet. Diese 
zweite Hochhauszone neben derjeni-
gen am Rhein befindet sich im Nord-
westen des Campus-Areals und grenzt 
an die Elsässer- und Hüningerstrasse. 
In den Hochhäusern sollen bisher 
getrennte Funktionsgruppen zusam-
mengefasst und neu organisiert wer-
den. Damit können neue Arbeitsplätze 
angesiedelt werden. Mit der Entwick-
lung der neuen Zone soll ab 2020 
begonnen werden. Die übrigen 
Gebäude auf dem Campus werden 
23,5 oder 40 Meter hoch. 

Zauberer gewinnen 
Swiss Talent Award
Basel. �Nico Studer aus Basel und 
Dominik Zemp aus Bern vom Zauber-
Duo Domenico gewinnen den Swiss 
Talent Award 2013. Diesen Preis mit 
einer von Postfinance offerierten Prä-
mie von 10 000 Franken wurde am 
Montagabend in «Das Zelt – Chapiteau 
Postfinance» übergeben. Zuvor hatten 
ein knapp kräftigerer Applaus und 
mehr Stimmen der Academy-Mitglieder 
zum Sieg des Zauberduos Domenico 
gegen die 15-jährige Sängerin Milena 
Kern beigetragen, heisst es in der Mit-
teilung. Der Swiss Talent Award ist der 
erste uneingeschränkte Bühnenwett-
bewerb. Die Show wurde von Christa 
Rigozzi präsentiert. Die drei Musikerin-
nen von Triangel wurden mit einem 
Sonderpreis überrascht. Sie erhalten 
ein Engagement in der Produktion 
«Circus Circus» von Max Sieber.

Glückwunsch

Diamantene Hochzeit

Basel. �Den 60. Hochzeitstag dürfen 
heute Alice und Marcel Obrist-Vogel 
feiern. Zu diesem Anlass gratulieren wir 
ihnen herzlich und wünschen ein schö-
nes Fest im Kreise ihrer Liebsten. 
gratulationen@baz.ch

Zahnmedizin 
erhält Zentrum
Ab 2018 am Standort Rosental

Basel.� Die Zusammenführung der uni-
versitären Zahnmedizin und der öffent-
lichen Zahnkliniken in einer selbststän-
digen öffentlich-rechtlichen Anstalt hält 
der Regierungsrat auch nach der Aus-
wertung der Vernehmlassung als geeig-
nete Lösung. Er hat deshalb einen Rat-
schlag mit einem Gesetz über das Uni-
versitäre Zentrum für Zahnmedizin Ba-
sel (UZB) an den Grossen Rat weiterge-
leitet, wie es in einer Mitteilung heisst. 
Die bürgerlichen Parteien hatten dem 
im April kommunizierten Vorschlag zu-
gestimmt, wobei die FDP noch mehr 
Selbstständigkeit forderte, während SP 
und BastA! die Fusion ablehnten, weil 
sie Nachteile für Patienten und Mitar-
beitende bringe.

Der Regierungsrat sieht die Zusam-
menführung der Kliniken als Chance, 
im Bereich der Zahnmedizin eine «ein-
zigartige und wegweisende Institution» 
zu errichten, die «innovative Dienstleis-
tungen im Bereich der Patientenversor-
gung mit der universitären Forschung 
und Lehre kombiniert», heisst es in der 
Mitteilung. 

Das UZB verbleibe als öffentliches 
Unternehmen im Eigentum des Kantons 
Basel-Stadt mit einem gesetzlichen Auf-
trag in der sozialen Zahnmedizin. Die 
Patienten kämen in den Genuss hoch-
stehender Leistungen und neuster Dia-
gnose- und Behandlungsmethoden. Die 
rund 155 Mitarbeitenden der Volks- 
und Schulzahnklinik  würden im UZB 
angestellt. Die Pensionskassenregelung 
für den Leistungsplan des UZB sehe die 
gleichen gesetzlichen Grundlagen vor 
wie für das Staatspersonal. Damit habe 
die Regierung den geäusserten Beden-
ken Rechnung getragen. 

Das UZB soll auf den 1. Januar 2015 
gegründet werden, die strategische 
Führung werde wie bei den öffentlichen 
Spitälern von einem Verwaltungsrat 
wahrgenommen. Auf das Jahr 2018 soll 
das UZB auf dem Rosentalareal im Be-
reich Mattenstrasse/Maulbeerstrasse 
räumlich zusammengeführt werden. Im 
April hiess es, dass dafür ein Neubau für 
60 bis 65 Millionen Franken erstellt 
werden soll. ur

Madörins verzweifelter 
Kampf gegen die Justiz
Basler Treuhänder rotiert im roten Drehzahlbereich

Von Daniel Wahl

Basel.� Wird der alt SVP-Grossrat und 
heutige IWB-Verwaltungsrat Bernhard 
Madörin nur zu einem Teil dessen für 
schuldig befunden, was ihm heute die 
Basler Staatsanwaltschaft vorwirft, 
dann bedeutet es das Karriereaus für 
den Revisionsexperten. Madörin, der 
sich einst so gerne als Nachfolger von 
Jean Henri Dunant im Nationalrat gese-
hen hätte; Madörin ist der ungetreuen 
Geschäftsbesorgung, der mehrfachen 
Urkundenfälschung, der mehrfachen 
Erschleichung einer falschen Beurkun-
dung sowie des mehrfachen Steuerbe-
trugs angeklagt. Dies zusammen mit 
dem Herausgeber des Magazins «Regio 
aktuell», Robert Gloor, und dem Basler 
Daig-Advokaten Professor Daniel Stae-
helin, dem im selben Fall ungetreue Ge-
schäftsbesorgung vorgeworfen wird. 

In welch schwieriger Lage sich Ma-
dörin sieht, kommt dadurch zum Aus-
druck, dass der Treuhänder noch spät 
abends den Journalisten SMS versendet 
und bestreitet, dass eine Anklage gegen 
ihn hängig sei. Die Staatsanwaltschaft 
lüge diesbezüglich wie gedruckt, sagte 
er gestern gegenüber der BaZ.

Mehrere Ablenkungsmanöver
Formaljuristisch hat Madörin zwar 

recht. Denn Gerichtspräsident Daniel 
Kiener bestätigt: «Das Gericht hat die 
Anklage der Staatsanwaltschaft aus for-
malen Gründen zurückgewiesen.» Es 
gehe aber nur darum, dass das Akten-
einsichtsrecht noch nicht den Vorstel-
lungen des Appellationsgerichts ent-
sprochen habe, weshalb man den Par-
teien auch das Recht eingeräumt habe, 
neue Beweisanträge einzureichen. Kie-
ner betont: «Das ist nur eine Formalie.» 
Er geht davon aus, dass die Staatsan-
waltschaft die Anklage postwendend 
wieder einreicht. Dies bestätigt auch 
Stawa-Sprecher Peter Gill.

Die Aussage, es sei keine Anklage 
vorhanden, ist nicht das erste Ablen-
kungsmanöver, das Treuhänder Madö-
rin veranstaltet, um von den krummen 
Geschäften mit «Regio aktuell» abzu-
lenken. In weinerlichem Ton liess er den 
Medien ausrichten, wie sehr ihm ein To-
tenkopfbild in den Räumen der Staats-
anwaltschaft während seiner Einver-
nahme aufs Gemüt geschlagen habe. 
Man kauft dies dem hartgesottenen 
Multi-Verwaltungsrat nur schwer ab.

Indessen hat der umtriebige Treu-
händer nicht nur über eine Interpella-
tion des SVP-Grossratskollegen Karl 
Schweizer die Staatsanwaltschaft unter 
Druck gesetzt. Madörin hat auch einen 
neuen Schauplatz des Konflikts eröff-
net: Er betreibt den Kanton auf 
855 167  Franken. Der BaZ liegt zu dem 
Thema eine 37-seitige Aufsichtsbe-
schwerde an die Adresse der Basler Re-
gierung vor unter dem Titel: «Schaden-
ersatzpflicht des Kantons Basel-Stadt 
infolge ungenügender Aufsicht des Re-
gierungsrats gegenüber der Staatsan-

waltschaft.» Im Schreiben wird die Bas-
ler Regierung gleich wieder als «befan-
gen» bezeichnet; es solle eine ausser-
kantonale Behörde untersuchen. 

Im Wesentlichen wird beklagt, dass 
Madörins Steuergeheimnis verletzt sei, 
weil sich die Staatsanwaltschaft bei der 
Steuerbehörde im Rahmen ihrer Unter-
suchungen habe Informationen be-
schaffen können. Das Schreiben enthält 
auch eine nicht abschliessende Liste 
von Mandaten aus dem Banken- und 
Versicherungsbereich, die Madörin we-
gen der Strafuntersuchung verloren ha-
ben soll.

Ziel von Madörins Attacken ist im-
mer die Basler Staatsanwaltschaft. Gill 
entgegnet: «Wenn man in der Strafver-
folgung arbeitet, muss man damit rech-
nen, dass man angeschossen wird. Das 
kann unangenehm sein, ändert aber 
nichts daran, dass wir unsere Arbeit ma-
chen müssen.» Inzwischen wird in Jus-
tizkreisen das Verhalten von Madörin 
als querulatorisch und trölerisch be-
zeichnet.

Regierung verschiebt 
Tram-Abstimmung
Erfolg für Referendumskomitee nach Beschwerde

Von Aaron Agnolazza

Basel.� Die Basler Regierung verschiebt 
die Abstimmung über das Erlenmatt- 
Tram vom 9. Februar auf den 18. Mai 
2014. Das Referendumskomitee «Nein 
zum Tram Erlenmatt» hatte gegen den 
Entscheid der Basler Regierung vom  
12. November, die Abstimmung auf den 
9. Februar anzusetzen, eine Stimm-
rechtsbeschwerde eingereicht. Zu die-
sem Zeitpunkt sei das Zustandekom-
men des Referendums noch nicht klar 
gewesen, sagt SVP-Grossrat Joël Thü-
ring. «Die Regierung hätte vor der An-
setzung eines Termins noch ein wenig 
zuwarten können.» Mittlerweile aber 
sei klar, dass das Referendumskomitee 
auf einem guten Weg ist und die erfor-
derlichen 2000 Unterschriften voraus-
sichtlich zusammenbringt, so Thüring.

Bis es zur offiziellen Publikation des 
Zustandekommens des Referendums 
im Kantonsblatt kommt, vergehen aber 
noch rund drei Wochen, wie LDP-Gross-
rat Heiner Vischer sagt: «Das wird frü-
hestens am 15. Dezember der Fall sein, 
und damit rund eine Woche vor der 
Weihnachtspause, die bis zum 6. Januar 
dauert.» Rund einen Monat vor dem 
Abstimmungstermin werden die Ab-
stimmungsunterlagen vom Kanton ver-
schickt.

Wegen dieser kurzen Fristen hätten 
die Bürgerlichen eine Stimmrechtsbe-
schwerde eingereicht, erklärt Vischer. 
«Wir hätten nur über die Weihnacht 
Zeit gehabt, unsere Kampagne zu lan-
cieren, das ist nicht nur unmöglich, das 
ist auch unfair.» Normalerweise habe 
man mehrere Monate Zeit, um solch 
eine Kampagne vorzubereiten. «Abge-
sehen davon steht im Wahlgesetz, dass 
die Regierung erst nach Publizierung 
eines Zustandekommens einer Initiati-

ve oder eines Referendums den Abstim-
mungstag festsetzen kann.» 

Angesprochen auf diesen Umstand 
sagt Staatsschreiberin Barbara Schüp-
bach, dass es übliche Praxis sei, Abstim-
mungen unter Vorbehalt des Zustande-
kommens eines Referendums anzuset-
zen. «Das hat sich bei anderen Abstim-
mungen bewährt, da wir die politische 
Diskussion am Laufen halten möchten.» 
Die Beschwerde habe man inhaltlich 
nicht behandelt, so Schüpbach. Die Re-
gierung habe die Situation aufgrund 
der Weihnachtsferien neu beurteilt und 
kam zum Schluss, dass eine Verschie-
bung des Termins angezeigt sei.

Keine Eile mit dem Termin
Joël Thüring zeigt sich erfreut über 

die Verschiebung des Abstimmungsda-
tums: «Wir begrüssen, dass die Abstim-
mung erst im Mai stattfinden wird.» 
Dies ermögliche eine sachliche Diskus-
sion. Eile sei beim Erlenmatt-Tram zu-
dem nicht geboten, wie Heiner Vischer 
betont: «Ich habe mit dem Leiter des 
Agglomerationsprogramms des Bundes 
für die Nordwestschweiz gesprochen. 
Patrick Leipoldt hat mir gesagt, dass 
alle Fristen des Bundes aufgehoben 
sind, weil die Zukunft anderer ÖV-Pro-
jekte noch nicht klar ist. Ein Baubeginn 
2014 ist sowieso unrealistisch.» Damit 
dürften auch die zwölf Millionen Bun-
desgelder für das Erlenmatt-Tram nicht 
in Gefahr sein, sollte es vom Stimmvolk 
angenommen werden.

Das von den bürgerlichen Parteien 
ergriffene Referendum richtet sich ge-
gen den Beschluss des Grossen Rates, 
der für die 1,2 Kilometer lange Tramli-
nie vom Badischen Bahnhof bis zum 
neuen Quartier Erlenmatt und die Um-
gestaltung des Bahnhof-Vorplatzes  
68 Millionen Franken bewilligte.

In schwieriger Lage.� Bernhard Madörin (Bild) ist zusammen mit Anwalt Daniel 
Staehelin und «Regio aktuell»-Herausgeber Robert Gloor angeklagt. 

Behinderte kaufen ein
Separate Öffnungszeit.� Gestern von 19 bis 21 Uhr konnten Behinderte  
und Betagte ausserhalb der normalen Öffnungszeiten im Warenhaus Globus  
einkaufen. Seit 45 Jahren organisiert die IVB Behinderten-Selbsthilfe jeweils Ende 
November einen derartigen Abendverkauf, wobei vier Warenhäuser im Turnus 
zum Zug kommen. Behinderte und Betagte können dabei ohne Hektik und Stress 
ihre vorweihnachtlichen Einkäufe tätigen. Neben dem Verkaufspersonal standen 
über 60 freiwillige Helferinnen und Helfer im Einsatz. ur � Foto  Moira Mangione


